261 


Das Blatt erſcheint nach Ha + Bu beziehen durch alle Pofl 
Bedarf; im allgemeinen T’ 13 ; anſtalten und durch die 
monatlich zweimal, zum N Expedition des Blattes 
B? 2 Berlin WS. Mauerſtr. 43/44. 

ber 


Preiſe von jährlich M. 16. 


Handels- und Gewerbe-Verwaltung. 


Herausgegeben im Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


Ar. 18. E Berlin, Freitas, den 1. Oktober 1920. 


20. Jahrgang. 


Inhalt: 


II. Allgemeine Verwaltungs angelegenheiten: Dienſtwohnungen S. 261. Umzugskoſten der verſetzten 
Beamten S. 261. Lohntarif für Lohnempfänger bei Staatsbehörden in Groß⸗Berlin S. 262. Lohn⸗ 
verhältniſſe der bei Staatsbehörden beſchäftigten Handwerker S. 263. Richtlinien für die Ausführung 
von Dienſtreiſen S. 264. Kriegstenerungszulagen ©. 265, S. 266, S. 266. 

III. Handelsangelegenheiten: 1. Handelsverkehr: Handel mit Arznei⸗, Lebens- und Futtermitteln, 
Sämereien, Tabak und Wein S. 267. — 2. Schiffahrts angelegenheiten: Geegeiden S. 268. — 
3. Sonſtige Angelegenheiten: Ernennung von Handelsrichtern S. 268. 

IV. Gewerbliche Angelegenheiten: 1. Gewerbliche Anlagen: Herſtellung, Aufbewahrung und Ver⸗ 
wendung von Azethlen S. 269, S. 269. — 2. Dampfkeſſelweſen: Materialprüfung von 
Dampfkeſſeln S. 270. — 3. Handwerks angelegenheiten: Handwerkslehrlinge auf der Werft 
Saatſee S. 270. — 4. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege: Tarifverträge S. 270. Von 
Schlichtungsausſchüſſen feſtgeſetzte Geldſtrafen S. 270. — 5. Reichs verſicherungsorduung: Orts⸗ 
löhne S. 271. Vereinigung von Klrankenkaſſen S. 271. Verrechnung der Ausgaben für Wochenhilfe 
und Wochenfürſorge S. 272. Nachweiſung der Ausgaben für Wochenhilfe und Wochenfürſorge S. 272. 
Prüfungsordnungen für Kaſſenangeſtellte S. 272. 

V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten: 1. Allgemeine Angelegenheiten: Lehrgang über das 
Lichtbild S. 273. — 2. Fachſchulen: Schulgeld an Fachſchulen S. 273. 

VI. Nichtamtliches: Bücherſchau S. 275. 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Dienſtwohnungen. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 17. Auguſt 1920. 

Mein Runderlaß vom 16. Juni d. J. (HMB. S. 181), betreffend Erhöhung der 
Entſchädigung für Waſſerentnahme durch Dienſtwohnungsinhaber, findet in der Voraus- 
ſetzung des Einverſtändniſſes der Träger der Anſtalten auch auf die ſtaatlich unterſtützten 
gewerblichen Fachſchulen meiner Verwaltung Anwendung. 

Im Auftrage. 

IV 9000. Dr. von Seefeld. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in 
Charlottenburg. 


Umzugskoſten der verſetzten Beamten. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 2. September 1920. 


Unter Hinweis auf die Runderlaſſe vom 6. Februar und 19. Oktober 1918 (SM Bl. 
S. 80 und 274, für die Bergbehörden vom 18. Februar und 19. Oktober 1918) ſowie 
vom 16. Februar d. J. (HM Bl. S. 50) überſende ich anbei Abdruck der Rundverfügung 
des Herrn Finanzminiſters und des Herrn Miniſters des Innern vom 11. Auguſt d. J., 
betreffend Gewährung von Zuſchüſſen zu den Umzugskoſten der verſetzten Beamten,“) mit 
dem Erſuchen, danach auch für den Bereich meiner Verwaltung zu verfahren. 


*) Die Nundverfügung ift auf S. 281 ff. des Finanz-MinSl. Nr. 15 veröffentlicht und gelangt hier 
nicht zum Abdruck. 


Anlage 
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In den Fällen, in denen nach dieſer Rundverfügung miniſterielle Entſcheidung ein⸗ 
zuholen iſt, iſt die Genehmigung bei mir nachzuſuchen. 
In Vertretung. 
ZB. I 8196. 1 11848. Dönhoff. 


An die Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten 
hier und die Behörden der Bergverwaltung. 


Lohntarif für Lohnempfänger bei Staatsbehörden in Groß⸗Berlin. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WI, den 7. September 1920. 


Anbei überſende ich einen Abdruck des auf Grund der im Reichsarbeitsminiſterium 
getätigten Verhandlungen zwiſchen der Reichsregierung und der Preußiſchen Staatsregierung 
einerſeits und den hieſigen Ortsgruppen des Verbandes der Gemeinde- und Staatsarbeiter, 
des Deutſchen Transportarbeiterverbandes und des Verbandes der Gärtner und Gärtnerei- 
arbeiter andererſeits unterm 24. Auguſt d. Is. geſchloſſenen Ergänzungsabkommens zu dem 
mit Runderlaß vom 29. Mai d. Is. (GMBI. S. 164) mitgeteilten Lohntarife für die im 
Arbeitsverhältnis ſtehenden Lohnempfänger bei den Reichs⸗ und den Preußiſchen Staats⸗ 
behörden in Groß-Berlin. 

Ich erſuche, die Nachzahlung des Unterſchiedsbetrags zwiſchen den bisherigen und 
den vom 1. Juni d. 38. ab für Groß⸗Berlin geltenden erhöhten Löhnen ſchleunigſt zu 
veranlaſſen und auch die Lohnzahlungen unter Berückſichtigung des Ergänzungsabkommens 
für die Folge zu bewirken. Um Verzögerungen in der Auszahlung der nachzuzahlenden 
Beträge zu vermeiden, wird anheimgeſtellt, zunächſt Abſchlagszahlungen zu gewähren. 
Vorausgeſetzt wird dabei, daß etwaige Lohnvorſchüſſe bereits getilgt ſind oder die nach⸗ 
zuzahlenden Beträge auf die Vorſchüſſe oder Vorſchußreſte angerechnet werden. 

Sofern eine Neuregelung der Löhne außerhalb Groß-Berlins erforderlich ſein 
ſollte, hat dieſe, wie bisher, nach den Grundſätzen unter IIA 2 des Runderlaſſes vom 
5. März d. Is. (HMBl. S. 73) mit der Maßgabe ah erfolgen, daß die in beiliegendem 
Ergänzungsabkommen aufgeführten Lohnzuſchläge für Groß⸗Berlin nicht überſchritten werden 
dürfen und in angemeſſenem Abſtande hinter den Bezügen der Eiſenbahnarbeiter an gleichen 
oder in benachbarten Orten zurückbleiben. 

Daneben können, wie bisher, Kinderzulagen von 40 / für jedes Kind bis zum 
vollendeten 14. Lebensjahre nach Maßgabe der Runderlaſſe vom 27. Februar d. Is. 
und vom 17. Mai d. Is. (HM Bl. S. 131, 132) gewährt werden. 

In Vertretung. 
ZB;. 1 3198. I 11591. Dönhoff. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden (ausſchließlich Porzellan- 
manufaktur). 


Anlage. 


Ergünzungsabkommen zum Lohntarif für die im Arbeitsverhältnis ſtehenden Lohu- 
empfünger bei den Reids- und Preußiſchen Stnatsbehörden in Groß-Berlin. 
(Weiteres Ergänzungsabkommen zum Reichsmanteltarif vom 7. November 1919 und zum 
Lohntarif für Groß-Berlin vom 11. Mai 1920.) 


Gültig vom 1. Juni 1920 bis 30. September 1920. 
I. Zu den Wochenlohnſätzen 


(einſchließlich der in ihnen enthaltenen Teuerungszuſchläge) des Ortslohntarifs vom 
11. Mai 1920 — VI H. 1994 — erhalten 


A. Männliche Arbeitskräfte: 


1. Handwerker einen Wochenzuſchlag von r 30 A 
2. Angelernte Arbeiter einen Wochenzufchlag von . . 2.2... 25 
3. Ungelernte Arbeiter s ø r 2 
zu 1—3 jedoch nur, ſoweit fie das 24. Lebensjahr vollendet haben. 
4. Jugendliche unter 18 Jahren in allen Altersſtufen einen Wochen⸗ 
adlan; don. „„ „ , A en: 20 = 


et — —— — 
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B. Weibliche Arbeitskräfte: 
1. Angelernte Arbeiterinnen einen Wochenzuſchlag vorn. 15 4 


2. Ungelernte Arbeiterinnen - z N: 4 = 
zu Í und 2 jedoch nur, ſoweit fie das 24. Lebensjahr vollendet haben. 
3. Jugendliche unter 18 Jahren in allen Altersſtufen einen Wochen⸗ 
c nee a O r Var ie 10 = 
4. Frauen, insbeſondere Reinigungsfrauen, die nur ſtundenweiſe be- 
ſchäftigt werden, erhalten zum bisherigen Stundenlohn von 2,75 M 
einen Zuſchlag von. RA a 10 Pf. 


II. Die Kinderzulagen 
von monatlich 40 Æ werden nach den bisherigen Beſtimmungen weitergewährt. 


III. Ergänzungsbeſtimmungen. 
1. Die Ergänzungsbeſtimmungen unter Abſ. III Nr. 3, 4, 5, 6, 7 und 8 des 
Ortslohntarifs vom 11. Mai 1920 — VI H. 1994 — behalten ihre Gültigkeit. 

2. Zur Berechnung der Vergütung für Überzeitarbeit iſt von den auf die Stunde 
umzurechnenden Lohnſätzen — alfo vom bisherigen Wochenlohne nach dem Tarife vom 
11. Mai 1920 einſchließlich der in ihm enthaltenen Teuerungszuſchläge und der neuen 
Wochenzuſchläge unter Ausſchluß der Kinderzulagen 1 M außer Anſatz zu laſſen. 

3. Mit der allgemeinen Einführung des 8 ſtündigen Arbeitstags erklären ſich die 
Arbeitnehmer einverſtanden. 

4. Die Anrechnung von Witwen- und Waiſenrenten auf den Lohn iſt nur bei 
den Arbeitnehmern vorzunehmen, die voll beſchäftigt ſind. 

5. Der Wert der Wohnungen, die den Arbeitnehmern im dienſtlichen Intereſſe 
überwieſen werden, darf nicht höher berechnet werden, als gleichartige Wohnungen nach 
den ortsüblichen Mietzinſen koſten. Die Gegend, in der die Wohnung liegt, hat außer 
Betracht zu bleiben. Die Durchführung hat im Benehmen mit der geſetzlichen Arbeit⸗ 
nehmervertretung zu erfolgen. 

6. Nach § 13 des Reichsmanteltarifvertrags vom 7. November 1919 hat die 
de we wöchentlich zu erfolgen, wenn die Arbeitnehmervertretung in ihrer Mehrheit 
dies wünſcht. g 

7. Den Arbeitnehmern find mindeſtens 2 dienſtfreie Sonntage im Monat zu gewähren. 

8. Der vorliegende Ortslohntarif hat Gültigkeit vom 1. Juni 1920 bis 30. Sep⸗ 
tember 1920 mit der Maßgabe, daß die Bezahlung für Übergeitarbeit nach dem neuen 
Lohneintommen und die Anrechnung der Witwen- und Waiſenrenten (Ziffer 2 und 4) am 
1. Auguſt 1920 eintritt. 

Die Kündigungsfriſt beträgt einen Monat. 


Berlin, den 24. Auguſt 1920. 


Für die Reichsregierung: Für die Preußiſche Staatsregierung: 
Der Reichskanzler. Für den Miniſterpräſidenten: 

(Unterſchrift.) (Unterſchrift.) 

Für den Verband der Gemeinde- und Für den Deutſchen Transportarbeiterverband, 

Staatsarbeiter, Filiale Groß-Berlin: Bezirk Groß-Berlin: 
(Unterſchrift.) (Unterſchrift.) 

Für den Verband der Gärtner und Gärtnereiarbeiter, Verwaltung Groß⸗Berlin: 

(Unterſchrift.) 


Lohnverhältniſſe der bei Staatsbehörden beſchäftigten Handwerker. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. À Berlin W 9, den 10. September 1920. 
Mehrere hier vorliegende Anträge geben Veranlaſſung, darauf hinzuweiſen, daß für 
die allgemeinen Arbeitsbedingungen der bei den Preußiſchen Verwaltungsbehörden be⸗ 


ſchäftigten Handwerker lediglich die Beſtimmungen des Manteltarifvertrags für die Lohn⸗ 
empfänger bei den Verwaltungsbehörden Preußens vom 7. November v. Is., überſandt 
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mit Erlaß vom 2. März d. Is. (HM Bl. S. 59), und die dazu ergangenen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen, insbeſondere die Runderlaſſe vom 5. März d. Is. (OMBI. S. 73) und vom 
17. Mai d. 38. (HMBl. S. 131) und für ihre Lohnverhältniſſe lediglich die nachſtehend 


aufgeführten Beſtimmungen maßgebend ſind: 


— — — — — — —— a Q ——— £ 


| In Groß⸗Berlin 


für die Zeit vom 1. Sep⸗ der dem Manteltarifvertrage 
tember bis zum 31. De⸗ vom 7. November 1919 bei- 
zember 1919 gefügte Lohntarif vom 
gleichen Tage und die Be⸗ 


Außerhalb Groß⸗Berlins 


die Beſtimmungen unter 
IIA 2 IB des Runderlaſſes 
vom 5. März 1920 (HM Bl. 
S. 73). 


ſtimmungen unter IIA! 
des Runderlaſſes vom 
5. März 1920 (HMBl. 
S. 73). 


für die Zeit vom 1 Januar die oben angeführten Be- die oben angeführten Be⸗ 
bis 31. März 1920 ſtimmungen und die Be⸗ ſtimmungen des Mund- 
ſtimmungen des Rund⸗ erlaſſes vom 17. Mai 1920 
erlaſſes vom 27. Februar (HM Bl. S. 131). 
1920 (HMBl. S. 132) 


für die Zeit vom 1. April | der Lohntarif vom 11. Mai die Beſtimmungen des Rund— 
1920 an 1920 und die Beſtimmungen erlaſſes vom 29. Mai 1920 
des Runderlaſſes vom (HMBl. S. 164). 
29. Mai 1920 (MBL 
S. 164). 


Die Entlohnung der Handwerker nach den Tarifen ihres Berufszweigs (3. B. des 
Buchdruckerei⸗ oder Buchbindergewerbes) iſt unzuläſſig. 

Zur Ausführung der gewöhnlichen, bei Behörden vorkommenden Heftarbeiten bedarf 
es einer handwerksmäßigen Vorbildung nicht. Aktenhefter ſind daher, auch wenn ſie 
zufällig das Buchbinderhandwerk erlernt haben ſollten, je nach Lage des Einzelfalls als 
ungelernte oder angelernte Arbeiter im Sinne des mit Runderlaß vom 2. März d. Is. 
(HIVI S. 59) überſandten Manteltarifvertrags vom 7. November v. 38. zu entlohnen. 

Soweit etwa anders verfahren ſein ſollte, iſt unter Darlegung der Verhältniſſe als⸗ 
bald zu berichten. 

Es iſt beantragt worden, dem Leiter der Buchbinderei und der Steindruckerei einer 
Regierung gemäß § 5 Satz 2 des Manteltarifvertrags vom 7. November 1919 Zuſchläge 
zu gewähren mit der Begründung, daß er den Werkſtätten vorſtehe und für richtige Arbeit 
und friſtmäßige Lieferung verantwortlich ſei. Soweit auch hinſichtlich anderer Handwerker⸗ 
oder ſonſtiger Arbeitergruppen ähnliche Bedürfniſſe hervorgetreten ſein ſollten, erſuche ich, 
mir unter Darlegung der Verhältniſſe bis zum 15. Oktober d. Is. zu berichten. 

In Vertretung. 
ZB. I 2977. `I 11 601. Dönhoff. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


Richtlinien für die Ausführung von Dienſtreiſen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 8. September 1920. 
Im Hinblick auf die erheblichen Koſten, die gegenwärtig Dienſtreiſen erfordern, erſuche 
ich, für den Bereich meiner Verwaltung die folgenden Richtlinien zu beachten: 


a) Dienſtreiſen dürfen nur dann ſtattfinden, wenn der Zweck nicht auf andere 
Weiſe erreicht werden kann 
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b) Jede Dienſtreiſe muß vor der Ausführung von dem zuſtändigen Vorgeſetzten 
ſchriftlich genehmigt ſein, ſofern nicht nach der beſonderen Art der Dienſt⸗ 
geſchäfte, insbeſondere bei Außenbeamten, die Einholung einer ſolchen Genehmi⸗ 
gung nicht in Frage kommen kann. 

c) In den Reiſeplänen dürfen für die Erledigung der Dienſtgeſchäfte nur ſoviel 

Tage angeſetzt werden, als bei gründlicher Ausnutzung der Zeit erforderlich ſind. 

Bei Aufſtellung der Reiſepläne muß darauf geachtet werden, daß Sonn- und 

Feiertage als Liegetage möglichſt vermieden werden, insbeſondere gilt dies hinſicht⸗ 

lich der Weihnachts⸗, Oſter⸗ und Pfingſtfeiertage. 

Bei Anberaumung von Beſprechungen in anderen Orten muß den Verkehrs⸗ 

gelegenheiten Rechnung getragen werden. Hiernach wird der Zeitpunkt des 

Beginns der Sitzung in näher gelegenen Orten ſo feſtzuſetzen ſein, daß die 

Teilnahme unter Benutzung des erſten Morgenzugs möglich iſt und dadurch 

ein beſonderer Reiſetag vermieden wird. 

Mit Rückſicht auf die beſonders hohen Koſten der J. Wagenklaſſe erſuche ich, den 

in Frage kommenden Beamten nahezulegen, nach Möglichkeit überall da, wo 

die Verkehrs⸗ und ſonſtigen Reiſeverhältniſſe es zulaſſen, von der Benutzung 
dieſer Wagenklaſſe abzuſehen. 

Auf die Erlaſſe vom 4. Juni 1909 (GMBI. S. 270), vom 29. Oktober 1917 

(HMBl. S. 337), vom 8. Februar 1919 (HMBl. S. 41) und vom 5. No- 

vember 1919 (HMBl. S. 315), betreffend die Einſchränkung der Reiſetätigkeit, 

weiſe ich zur Beachtung hin. 


d 


— 
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— 
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Schließlich bemerke ich noch, daß nur in eingehend zu begründenden Ausnahmefällen 
ein Zuſchuß nað § 8 Abſ. 2 des Reiſekoſtengeſetzes vom 26. Juli 1910 bewilligt werden 
kann. Anträgen dieſer Art ſind, ſoweit möglich, Belege über die entſtandenen Ausgaben 
beizufügen. Angaben über die durchſchnittliche Höhe der Koſten können für die Entſcheidung 
nicht als ausreichend angeſehen werden. 

In Vertretung. 
ZB. J 8168. I 11 614. Dönhoff. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Kriegsteuerungszulagen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 9. September 1920. 


Für die Gewährung der laufenden Kriegsteuerungszulagen nach der Rundverfügung 
des Herrn Finanzminiſters vom 4. März 1919 (mitgeteilt durch Runderlaß vom 12. März 
1919, HMBl. S. 64, für die Bergbehörden durch Runderlaß vom 13. März 1919, 
I 2642) werden rückwirkend vom 1. Januar 1920 ab mit den Orten der Ortsklaſſe A 
des Wohnungsgeldzuſchußtarifs nachträglich noch folgende Orte gleichgeſtellt: 


im Regierungsbezirk Köln: 
Stadt Siegburg, Landgemeinde und Landbürgermeiſterei Troisdorf (Kreis Siegburg). 


Ferner werden gleichfalls mit Wirkung vom 1. Januar 1920 ab in das Verzeichnis 
derjenigen Orte und Bezirke, die als „teuere Orte“ im Sinne der Vorſchriften über die 
Gewährung von Kriegsteuerungszulagen (vgl. Ziffer ' 1b vorgenannten. Erlaſſes) zu 
behandeln ſind, nachträglich noch folgende Orte aufgenommen: 


im Regierungsbezirk Breslau: 
Stadt Feſtenberg in Schleſien, Gemeinde Olbersdorf (Kreis Habelſchwerdt), Lomnitz (Kreis 
Waldenburg), Bahnhofskolonie Wüſtegiersdorf (Kreis Waldenburg), Grunwald (Kreis Glatz); 


im Regierungsbezirk Liegnitz: 
Orte Doms, Loos, Puſchkau, Tſchöpeln Gut (Kreis Sagan), Gemeinde und Bahnhof 
Wiednitz, Bahnhof Straßengräbchen (Kreis Hoyerswerda). 


Anlage 
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Druckfehlerberichtigung: 

In dem Erlaſſe vom 7. Auguft 1920 (HMBl. S. 247) muß es unter dem Abſchnitte 
zim Regierungsbezirk Osnabrück“ anſtatt „Stadt Osnabrück“ heißen: „Stadt 
Quakenbrück“. 

Ich erſuche, hiernach das Weitere für den Bereich der mir unterſtellten Verwaltungen 
zu veranlaſſen. 

In Vertretung. 
ZB. I 2938. I 11 622. Dönhoff. 


An die beteiligten Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten und an die Berg⸗ 
behörden. 


Kriegsteuerungszulagen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 9. September 1920. 


Für die Gewährung der laufenden Kriegsteuerungszulagen nach der Rundverfügung 
des Herrn Finanzminiſters vom 4. März 1919 (mitgeteilt durch Runderlaß vom 12. März 
b. Js. OMB. S. 64, für die Bergbehörden durch Runderlaß vom 13. März LON 
I 2642) werden mit Wirkung vom 1. Oktober (919 ab in das Verzeichnis derjenigen 
Bezirke und Orte, die als „teuere Orte“ im Sinne der Vorſchriften über die Gewährun 
von Kriegsteuerungszulagen zu behandeln ſind, noch folgende Orte aufgenommen: 


í 


1. im Regierungsbezirk Frankfurt: 

Neupetershain (Kreis Calau), Bahnhof Dahmsdorf (Kreis Lebus), Roitz (Kreis Spremberg); 
2. im Regierungsbezirk Breslau: 

Kynau (Kreis Waldenburg); 


3. im Regierungsbezirk Oppeln: 
Stadt Ziegenhals; 


4. im Regierungsbezirk Köln: 
Orte Wiehl und Bielſtein (Kreis Gummersbach); 

5. im Regierungs bezirk Trier: 
Daun (Eifel). 

Ich erſuche, hiernach das Weitere für den Bereich der mir unterſtellten Verwaltungen 
zu veranlaſſen. 
In Vertretung. 

2B. J 2939. I 11621. Dönhoff. 


An die beteiligten Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten und an die Berg⸗ 
behörden. 


Kriegsteuerungszulagen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 14. September 1920. 

Ich überſende Abdruck eines Runderlaſſes des Herrn Finanzminiſters vom 1. Sep⸗ 
tember d. Is. zur Kenntnis und gleichmäßigen Beachtung auch für den Bereich meiner 
Verwaltung. 

In Vertretung. 
ZB. I 8286. I 11 850. Dönhoff. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 
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Der Finanzminiſter. Berlin C 2, den 1. September 1920. 

Die Kriegsteuerungsbezüge für Beamte und Volksſchullehrperſonen, für Ruhegehalts⸗ 
empfänger und Hinterbliebene von Beamten und Volksſchullehrperſonen ſowie für Angeſtellte 
wurden ohne Rechtsanſpruch gezahlt und dienten dem laufenden Unterhalt. Daher muß 
von ihrer Nachzahlung für einen länger zurückliegenden Zeitraum grundſätzlich abgeſehen 
werden, ſofern nicht ganz beſondere Umſtände, wie Beſeitigung eines Notſtandes, einer 
beſonderen Unbilligkeit u. dgl., eine Ausnahme geboten erſcheinen laſſen. In Zweifelsfällen 
iſt zu berichten. 


Zugleich für den Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
und den Miniſter des Innern. 


Der Finanzminiſter. 


An die nachgeordneten Behörden. 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 
Handel mit Arznei-, Lebens- und Futtermitteln, Sämereien, Tabak und Wein. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 9. September 1990. 


Nachtrag zu den Ausführungsbeſtimmungen zu den Verordnungen über den Handel mit Lebens- 

und Futtermitteln vom 24. Juni 1916, über den Handel mit Fümereien vom 15. November 

1916, über den Handel mit Arzneimitteln vom 22. März 1917, über den Handel mit Tabak- 

waren vom 28. Juni 1917, über Wein nom 31. Anguſt 1917 (gl. 1916 í. 581 und 1277, 
REFIL 1917 5. 270, 563 und 751). 


Auf Grund der 88 6, 7, 8 Abſ. 2 der Verordnung über den Handel mit Lebens⸗ 
und Futtermitteln vom 24. Juni 1916 (RGBl. S. 581), des § 2 der Verordnung über 
den Handel mit Sämereien vom 15. November 1916 (RGBl. S. 1277), der 88 6, 7, 8 
Abſ. 2 der Verordnung über den Handel mit Arzneimitteln vom 22. März 1917 (RGBl. 
S. 270), der 88 6, 7, 8 Abſ. 2 der Verordnung über den Handel mit Tabakwaren vom 
28. Juni 1917 (RGBl. S. 563), der §§ 5, 7 der Verordnung über Wein vom 31. Auguſt 
1917 (RGBl. ©. 751) wird unter Abänderung: 

J. der zu 8 7 der Verordnung über den Handel mit Lebens- und Futtermitteln 
erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen vom 29. Juni 1916 (HM Bl. S. 205), 

2. der Ziffer 2 Abſ. 2 der zu der Verordnung über den Handel mit Sämereien 
erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen vom 12. Dezember 1916 (M Bl. S. 483), 

3. der zu § 7 der Verordnung über den Handel niit Arzneimitteln erlaſſenen 
Ausführungsbeſtimmungen vom 23. April 1917 (HM Bl. S. 142), 

4. der zu § 7 der Verordnung über den Handel mit Tabakwaren erlaſſenen Mus- 
führungsbeſtimmungen vom 7. Juli 1917 (SM Bl. S. 194), 

5. der zu § 5 der Verordnung über Wein erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen 
vom 9. September 1917 (HMBl. S. 302) 


im Einvernehmen mit den Herren Miniſtern für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, 
für Volkswohlfahrt und des Innern folgendes beſtimmt: 

Fehlt es an einer inländiſchen Hauptniederlaſſung, ſo beſtimmt, wenn die Erlaubnis 
für ein die Grenzen eines Regierungsbezirks nicht überſchreitendes Gebiet nachgeſucht wird, 
der Regierungspräſident die zuſtändige Stelle; für das Gebiet des Landespolizeibezirks 
Berlin iſt die bei dem Polizeipräſidenten in Berlin errichtete Stelle zuſtändig. Wird die 
Erlaubnis für ein größeres Gebiet nachgeſucht und ſoll der Handel in dem beſetzten Ge- 
biete des Weſtens betrieben werden, ſo iſt, wenn eine inländiſche Hauptniederlaſſung nicht 
vorhanden iſt, der Polizeipräſident in Köln die zuſtändige Stelle. Er entſcheidet nach 
Benehmen mit der Handelserlaubnisſtelle desjenigen Bezirks, wo der Antragſteller ſeine 
Zweigniederlaſſung hat oder ſie gründen will. Gegen ſeine Entſcheidung iſt die Beſchwerde 
an den Regierungspräſidenten in Köln zuläſſig, der endgültig entſcheidet. In allen anderen 


— 


gute 
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Fällen, in denen es an einer inländiſchen Hauptniederlaſſung fehlt, behalte ich mir die 
Bezeichnung der für die Erteilung, Verſagung und Zurücknahme der Erlaubnis ſowie die 
Unterſagung des Handels zuſtändigen Stelle von Fall zu Fall vor. 

Im Auftrage. 
IIb 5810. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herren Polizeipräſidenten zu Berlin. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Seezeichen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WO, den 6. September 1920. 


Die auf Seite 119 ff. des Miniſterial⸗Blattes der Handels⸗ und Gewerbe⸗Verwaltung 
für 1911 veröffentlichten „Grundſätze für die Bekanntmachungen im Seezeichendienſte — 
Berlin 1911“ haben folgende Anderungen erfahren: 

a) § 13a Zeile 2/3 ſtatt: „der Nautiſchen Abteilung des Reichsverkehrsminiſteriums“ 
zu ſetzen: „der Waſſerſtraßenabteilung des Reichsverkehrsminiſteriums“. 

b) § 14 Zeile 1/2 ſtatt: „der Nautiſchen Abteilung des Reichsverkehrsminiſteriums 
in Berlin W 66, Wilhelmſtr. 82/85“ zu ſetzen: „dem Reichsverkehrsminiſterium, 
Waſſerſtraßenabteilung in Berlin W 66, Wilhelmſtr. 80, in doppelter Aus- 


fertigung“. 
c) § 14 Zeile 8 ſtatt: „Die Nautiſche Abteilung“ zu ſetzen: „Die Waſſerſtraßen⸗ 
abteilung“. 


d) § 14 Zeile 14/15 ſtatt: „die Nautiſche Abteilung des Reichsverkehrsminiſteriums“ 
zu ſetzen: „das Reichsverkehrsminiſterium, Waſſerſtraßenabteilung“. 

e) § 18 Zeile 2/3 ſtatt: „die Nautiſche Abteilung des Reichsverkehrsminiſteriums 
durch Telegramm“ zu ſetzen: „das Reichs verkehrsminiſterium, Waſſerſtraßen⸗ 
abteilung, durch Telegramm unter der Drahtanſchrift: Nachrichten für See⸗ 
fahrer, Berlin W 66", 


Unter Hinweis auf den Erlaß vom 17. März 1911 (HM Bl. S. 119) erſuche ich Sie, 
hiernach das Weitere zu veranlaſſen. 
Im Auftrage. 
III 9251. Gerbaulet. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 


Ernennung von Handelsrichtern. 


Mit Rückſicht auf die durch die Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 
3. d. Mig. angeordnete Erhöhung der Zahl der Handelsrichter und ſtellvertretenden 
Handelsrichter bei den Kammern für Handelsſachen in Halle a. S. wird das der All⸗ 
gemeinen Verfügung vom 12. März 1904 (JM Bl. ©. 65) ) beigefügte Verzeichnis A zu Nr. 4 
in der aus der Anlage erſichtlichen Weiſe abgeändert. 


Berlin, den 4. September 1920. 


Der Juſtizminiſter. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
IIa 6285 M. f. H. Geißler. Neuhaus. 


) HM l. S. 81. 
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Anlage. 
Verzeichnis A. 
9 
foe Sitz ber Kammer Zum Vorſchlage Sa 1 ar kandi 
Á für der Handelsrichter berechtigte Handels⸗ | des Handelsſtandes 
Handelsſachen Organe des Handelsſtandes richter Stellvertreter Rn 
1 2 N TI 5 
4 |Halle a. S. [Handelskammer zu Halle 
IR TI EN N 8 8 24 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 
Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Azetylen. 
Bekanntmachung, betreffend Zulaſſung von Azetylenſchweiß apparaten. 

Auf Antrag der Techniſchen Aufſichtskommiſſion für die Unterſuchungs⸗ und Prüf⸗ 
ſtelle des Deutſchen Azetylenvereins wird der Azetylenapparat „Rhöna⸗Univerſal“ der 
Firma Autogenwerk „Rhöna“, G. m. b. H. in Kaltennordheim (Rhön) in den Größen RU 2 
bis RU4 mit 2 4 und 4 kg Karbidfüllung nach § 12 der von den Bundesregierungen ver- 
einbarten Azetylenverordnung unter der Typennummer Jso zum dauernden Betrieb in Arbeits⸗ 
räumen und in den Größen RU2 bis R 5 mit 2,4, 4 und 10 kg Karbidfüllung nach 
§ 14 a. a. O. unter der Typennummer Ass zur vorübergehenden Benutzung in Arbeits⸗ 
räumen unter Befreiung der Größen RU 4 und RI 5 von den Beſtimmungen der Ziffer 11 
Abſ. 3 der Techniſchen Grundſätze für den Bau von Azetylenanlagen (Anlage zu § 2 der 
Verordnung) und unter den a. a. O. feſtgelegten Vorausſetzungen und Bedingungen in 
Preußen widerruflich zugelaſſen. 

Die Fabrikſchilder der Apparate müſſen auf den zu ihrer Befeſtigung dienenden Zinn⸗ 
tropfen oder Nieten den Stempel des ſächſiſchen Landesbaumeiſters in Dermbach (Felda⸗ 
bahn) erkennen laſſen. 

Für die Zulaſſung gelten die von der Techniſchen Aufſichtskommiſſion vorgeſchlagenen, 
den Behörden mitgeteilten Bedingungen. 

Berlin, den 2. September 1920. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
II 11604. von Meyeren. 


Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Azetylen. 
Bekanntmachung, betreffend Zulaſſung von Azetylenapparaten. 

Auf Antrag der Techniſchen Aufſichtskommiſſion für die Unterſuchungs⸗ und Prüfſtelle 
des Deutſchen Azetylenvereins wird der gemäß § 26 Ziffer 4 der Azetylenverordnung 
unter dem 24. März 1915 (HMBl. S. 97) bereits zugelaſſene Karbidlichtapparat 
für 2 kg Karbidfüllung der Firma Keller & Knappich G. m. b. H., Maſchinenfabrik in 
Augsburg, nach der gleichen Beſtimmung fernerhin auch in der abgeänderten Ausführung 
in Preußen zugelaſſen. In Wegfall kommen bei unverändertem Entwickler der Kondens⸗ 
waſſerbehälter und der Wäſcher. Die für die beſtehende Zulaſſung ſ. Z. angegebenen 
Bedingungen bleiben im übrigen unverändert. 

Berlin, den 9. September 1920. 


Der Miniſter ſür Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
III 11924. Gerbaulet. 


2. Dampfkeſſelweſen. 


Materialprüfung von Dampfkeſſeln. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 18. September 1920. 


Auf Ihren Antrag bewillige ich, daß die Ihrem Vertreter in New-⸗Nork, dem Lloyd- 
Ingenieur G. Schmitt, durch meinen Erlaß vom 18. März 1911 (SMBl. S. 80) erteilte 
Ermächtigung zur Materialprüfung von Landdampfkeſſeln auch auf Schiffskeſſelmaterial 
ausgedehnt wird. Die a. a. O. aufgeführten Vorausſetzungen und Bedingungen finden 
ſinngemäße Anwendung. 

Im Auftrage 


III. 12 067. Gerbaulet. 


` 


An den Germaniſchen Lloyd, Berlin. 


3. Handwerksangelegenheiten. 


Handwerkslehrlinge auf der Werft Saatſee. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 14. September 1920. 
Auf Grund des § 131 Abſ. 2 der Gewerbeordnung habe ich den Prüfungszeugniſſen, 
die den auf der Werft Saatſee bei Rendsburg beſchäftigten Handwerkslehrlingen aus⸗ 


geſtellt werden, die Wirkung der Zeugniſſe über das Beſtehen der Geſellenprüfung beigelegt, 
und zwar für das Maſchinenbauer⸗, Schloſſer⸗ und Schmiedehandwerk. 


Im Auſtrage. 
IV. 6850. Jordan. 


An die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 


4. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Tarifverträge. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 17. September 1920. 


Was das Verfahren bei der Verbindlichkeitserklärung betrifft, ſo iſt es in das 
pflichtmäßige Ermeſſen der Demobilmachungskommiſſare gelegt, in welcher Weiſe ſie ſich von 
der Richtigkeit der Schiedsſprüche Überzeugung verſchaffen wollen. Eine Anhörung der Partei 
wird in der Regel geboten ſein. In welcher Form dieſe Anhörung erfolgt, insbeſondere 
ob noch ein kontradiktoriſches Verfahren vor dem Demobilmachungskommiſſar einzuleiten 
iſt, hängt von der Beurteilung des Einzelfalls ab. Bei Tarifſtreitigkeiten iſt den 
Demobilmachungskommiſſaren als Regel empfohlen worden, vor der Entſcheidung beide 
Parteien in gegenſeitiger Ausſprache zu hören. Im übrigen wird die Frage vorausſichtlich 
demnächſt durch die Schlichtungsordnung geregelt werden. 

Im Auftrage. 
II 124997 Gerbaulet. 


An die Herren Demobilmachungskommiſſare. 


Von Schlichtungsausſchüſſen feſtgeſetzte Geldſtrafen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 18. September 1920. 


Der Vorlegung einer Abſchrift der nach dem Runderlaſſe vom 17. März 1920 
(SMBl. S. 84) dem Herrn Reichsarbeitsminiſter zu erſtattenden Anzeigen über Feſt⸗ 
ſetzung von Geldſtrafen gegen Beiſitzer der Schlichtungsausſchüſſe oder beteiligte Perſonen 
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an mich bedarf es in Zukunft nicht mehr. Es ſind daher künftig nur dem Herrn 
Reichsarbeitsminiſter die Namen der beſtraften Perſonen ſowie die Höhe der verhängten 
Strafen mitzuteilen. 

Im Auftrage. 
III 12688. Gerbaulet. 


An die Herren Regierungspräſidenten, die Regierungsſtelle in Schneidemühl, den Herrn 
Regierungspräſidenten in Oppeln, Verwaltungsſtelle Breslau in Breslau und den Herrn 
Oberpräfidenten in Charlottenburg. 


5. Reichsverſicherungsordnung. 
1. Buch (Gemeinſame Vorſchriften). 
Ortslöhne. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. Berlin W 66, den 31. Auguſt 1920. 


Nach SI Abſ. 6 der Reichsverordnung über Erwerbsloſeufürſorge ift für die Herauf- 
ſetzung der Unterſtützungsſätze über die im Abſ. 4 daſelbſt normierten Höchſtſätze hinaus 
der nach der Reichsverſicherungsordnung feſtgeſetzte Ortslohn maßgebend. Zahlreiche Ge— 
meinden haben mir bereits Anträge auf Heraufſetzung der Sätze vorgelegt, indem ſie be— 
haupten, daß die Höchſtſätze des Abſ. 4 in einem auffälligen Mißverhältniſſe zu den Koſten 
der Lebenshaltung in ihrem Bezirke ſtehen. Derartige Anträge können ihren Zweck nicht 
erreichen, wenn die Ortslöhne den derzeitigen Lohnverhältniſſen nicht entſprechen. 

Ich erſuche daher das Oberverſicherungsamt unter Bezugnahme auf den Erlaß des 
Herrn Miniſters für Handel und Gewerbe vom 20. Februar 1919 (HMBl. S. 45), die 
Ortslöhne dort, wo ſie mit den gegenwärtigen Lohnverhältniſſen noch nicht in Einklang 
ſtehen, mit größter Beſchleunigung anderweit feſtzuſetzen, zumal da die Anderungen nach 
§ 151 Abſ. 2 Reichsverſicherungsordnung erſt zwei Monate nach ihrer Veröffentlichung in 
Kraft treten. 

Im Auftrage 
III. V. 1254. Bracht. 


An die Oberverſicherungsämter. 


II. Buch (Krankenverſicherung). 
Vereinigung von Krankenkaſſen. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. Berlin W 66, den 27. Auguſt 1920. 


Die Beſchwerde über den Beſchluß des Oberverſicherungsamts in N., betreffend die 
Vereinigung der Landkrankenkaſſe für den Stadtkreis N. mit der Allgemeinen Ortskranken⸗ 
kaſſe für den Stadtkreis N., weiſe ich hiermit zurück, da die genannte Landkrankenkaſſe dem 
dortigen Verbaude nicht angehört, der Verband ſomit zur Einlegung der Beſchwerde nicht 
legitimiert und im übrigen auch die Beſchwerdefriſt nicht gewahrt iſt. Leider fehlt es an 
der Möglichkeit, den geſetzwidrigen Beſchluß von Amts wegen zu beſeitigen. 

III V 1180. 


An den Allgemeinen Verband deutſcher Landkrankenkaſſen E. V. in Perleberg. 


Abſchrift mit dem Hinzufügen, daß das bei der Vereinigung der Allgemeinen Orts— 
krankenkaſſe für den Landkreis N. und der Landkrankenkaſſe für den Stadtkreis N. mit der 
Allgemeinen Ortskrankenkaſſe für den Stadtkreis N. dort beobachtete Verfahren mit den 
geſetzlichen Beſtimmungen nicht vereinbar iſt. 

In den §§ 264 und 265 der Reichsverſicherungsordnung find die fachlichen Voraus- 
ſetzungen für die Vereinigung von Allgemeinen Ortskrankenkaſſen und Landkrankenkaſſen 
erſchöpfend geregelt. Liegen dieſe Vorausſetzungen nicht vor, ſo darf eine Vereinigung von 
Ortskrankenkaſſen und Landkrankenkaſſen nicht ſtattfinden. Die einzige für die Vereinigung 
der Landkrankenkaſſe mit der Ortskrankenkaſſe hier in Betracht kommende Vorausſetzung, 
nämlich der Beſchluß des Beſchlußausſchuſſes des Verſicherungsamts, daß ein Bedürfnis 
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für das Fortbeſtehen der Landkrankenkaſſe nicht mehr vorliege (§ 264 Abſ. 2), war im 
Augenblicke der Beſchlußfaſſung des Oberverſicherungsamts nicht erfüllt. Eine Nachholung 
dieſer Beſchlußfaſſung konnte nicht dazu führen, daß der Beſchluß des Oberverſicherungs⸗ 
amts hinterher gültig wurde. 

Die Vereinigung von zwei allgemeinen Ortskrankenkaſſen iſt nach § 265 a. a. O. 
nur zuläſſig, wenn dieſe Kaſſen im Bezirke desſelben Verſicherungsamts liegen. Allgemeine 
Ortskrankenkaſſen in Bezirken verſchiedener Verſicherungsäniter dürfen nicht vereinigt werden. 
Demgemäß iſt der Beſchluß, ſoweit die Allgemeine Ortskrankenkaſſe für den Landkreis N. 
mit der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe für den Stadtkreis N. vereinigt wird, geſetzwidrig. 
Eine Handhabe, dieſen ungeſetzmäßigen Beſchluß zu beſeitigen, iſt leider im Geſetze nicht 
gegeben. Ich erwarte aber, daß das Oberverſtcherungsamt von ſelbſt fich die Beſeitigung 
dieſes geſetzwidrigen Zuſtandes angelegen fein läßt. 


An das uſw. 


Verrechnung der Ausgaben für Wochenhilfe und Wochenfürſorge. 
Der Preußiſche Finanzminiſter. Berlin C 2, den 27. Auguft 1920. 

Die auf Grund des Geſetzes vom 26. September 1919/30. April 1920 von den 
Krankenkaſſen ausgelegten Beträge für Familienhilfe und Wochenfürſorge ſind von den 
Verſicherungsämtern bis auf weiteres auf die zuſtändige Kreiskaſſe (für den Stadtbezirk 
Berlin auf die Polizeihauptkaſſe Berlin) zur Zahlung anzuweiſen. Befindet ſich das 
Verſicherungsamt am Orte einer Regierungshauptkaſſe, ſo ſind Zahlungen auf dieſe an⸗ 
zuweifen. 

Von den Kreiskaſſen ſind die Zahlungen als einmalige Auftragszahlungen für Rechnung 
des Reichs zu behandeln und unter Beifügung der Anweiſung allmonatlich mit der Haupt- 
abrechnung den Regierungshauptkaſſen nach Vordruck 585 anzurechnen. Von den Regierungs⸗ 
hauptkaſſen find fie gleichfalls monatlich mit einer dem Vordruck 531 ähnlichen Nachweiſung 
mit dem Geſamtbetrage der Reichs hauptkaſſe aufzurechnen. Gleichzeitig find von den 
Regierungshauptkaſſen die geleiſteten Zahlungen unter Beifügung der Belege, nach Sonder⸗ 
kaſſen geordnet, in einer Nachweiſung nach Vordruck 93 bei dem Reichsarbeitsminiſterium 
zur Erſtattung anzumelden. 

In Vertretung 
I. 22 598. Weber. 


An die Oberverſicherungsämter. 


Nachweiſung der Ausgaben für Wochenhilfe und Wochenfürſorge. 

Der Miniſter für Volkswohlfahrt. Berlin W 66, den 9. September 1920. 

Gemäß § 3 Abſ. 2 der Bekanntmachung des Herrn Reichsarbeitsminiſters über die 
Nachweiſung, Verrechnung und Zahlung der von den Krankenkaſſen auf Grund des Ge— 
ſetzes über Wochenhilfe und Wochenfürſorge verauslagten Beträge für Familienhilfe und 
Wochenfürſorge vom 7. Juni 1920 (RGBl. S. 1150) beſtimme ich, daß die Nachweiſungen 
der Ausgaben für Familienhilfe und Wochenfürſorge dem Verſicherungsamt einzureichen 
ſind, in deſſen Bezirk der Sitz der Kaſſe liegt. 

Im Auftrage. 

III. V. 1298. Bracht. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


Prüfungsordnungen für Kaſſenangeſtellte. 


Der Miniſter für Volkswohlfahrt. Berlen W 66, den 1. September 1920. 


Für die Genehmigung einer vom Landkrankenkaſſenverband für Schleſien aufgeſtellten 
Prüfungsordnung durch das Oberverſicherungsamt fehlt es an einer geſetzlichen Grundlage. 
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Der Genehmigung unterliegen nach § 355 Reichsverſicherungsordnung die von Den ein- 
zelnen Krankenkaſſen beſchloſſenen Dienſtordnungen und demzufolge Prüfungsordnungen 
für Kaſſenangeſtellte nur, wenn ſie Teile einer Dienſtordnung bilden, oder wenn in einer 
Dienſtordnung ausdrücklich auf die Genehmigung einer von dem Kaſſenvorſtand aufgeſtellten 
oder anerkannten Prüfungsordnung Bezug genommen wird. Es ſteht, wie ich bereits in 
meinem Erlaß an den Landkrankenkaſſeuverband vom 13. Juli zum Ausdruck gebracht 
habe, nichts im Wege, daß das Oberverſicherungsamt zu der Vorſchrift einer Dienſtordnung 
die Genehmigung erteilt, nach welcher die Angeſtellten-Prüfung nach Maßgabe einer 
Prüfungsordnung (und vor dem entſprechenden Prüfungsausſchuß) ſtattfindet, die vom 
Verband aufgeſtellt iſt und von der einzelnen Krankenkaſſe als für ſich bindend aner⸗ 
kannt wird. 

Um eine Anſtellung von Angeſtellten durch den Kaſſenverband für die ihm ange- 
ſchloſſenen Kaſſen im Sinne des § 407 Ziffer 1 Reichsverſicherungsordnung handelt es 
ſich in dieſem Falle nicht. Es kommt daher auch keine Genehmigung nach § 414 Satz 2 
Reichsverſicherungsordnung in Frage. 

Im Auftrage 
III. . 1216. Bracht. 


An das Oberverſicherungsamt in N. 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 
Lehrgang über das Lichtbild. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 4. September 1920. 


Die Bildſtelle des Zentralinſtituts für Erziehung und Unterricht, deſſen Aufgaben 
in dem Runderlaſſe vom 22. April 1919 (HMBl. S. 144) mitgeteilt find, veranſtaltet vom 
4. bis zum 9. Oktober d. Is. in ihren Räumen in Berlin W 35, Potsdamer Straße 120, 
einen Lehrgang über das ſtehende und laufende Lichtbild. Der Plan des Lehrgangs kann 
von dem Zentralinſtitut bezogen werden. Den Lehrperſonen im Geſchäftsbereiche meiner 
Verwaltung, die für die Teilnahme in Betracht kommen, iſt — ſoweit nötig — auf Wunſch 
der erforderliche Urlaub zu erteilen. Reiſekoſtenbeihilfen können indeſſen den Teilnehmern 
aus der Staatskaſſe nicht bewilligt werden. 


In Vertretung. 
IV 9036. III 11450. Dönhoff. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


2. Fachſchulen. 
Schulgeld an Fachſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 22. September 1990. 


Die ungünſtige Finanzlage des Staates macht bei der anhaltenden Entwertung des 
Geldes eine weitere Erhöhung des Schulgeldes und der Prüfungsgebührenſätze an den 
ſtaatlichen gewerblichen Fachſchulen unvermeidlich. Im Einvernehmen mit dem Herrn 
Finanzminiſter ſetze ich daher das Schulgeld 


1. bei den ſtaatlichen Baugewerkſchulen auf Á 300,6 im Saar 
2. = >» höheren Schiff⸗ und Maſchinenbauſchulen auf Ë 10 z 
3. = =- Majchinenbau- und Hüttenſchulen auf 150 z 
4. der Fachſchule für Inſtallations⸗ und Vetriebstechnit 
in Köln auf 150 : 
5. bei Der Braunkohlenbergſchule in Köln auf $ ipo- JE = 


6. „ den Metallfachſchulen in Siege Schmalkalden, Nem- 
ſcheid und Iſerlohn auf. ] 200 = = Jahre, 


7. für die Abendkurſe an den Maſchinenbauſchulen 
a) bei Kurſen von 10 Wochenſtunden uf. . . . . 60 % im Halbjahr, 
b) = mahlmeifem Unterricht auf das Doppelte der jetzt geltenden Sätze, 
8. bei den Kunſtgewerbeſchulen und ähnlichen Fachſchulen für den Tagesunterricht 
auf das 2 ½ fache der jetzt geltenden Sätze, 
9. für den Abendunterricht an den Anſtalten zu 8 auf das Doppelte der jetzt 
geltenden Sätze, 
10. bei den Schiffsingenieur⸗ und Seemaſchiniſtenſchulen 


a) für die Schiffsingenieurklaſſe auf "= ⁰ ðXn u 0 
b) = Vorklaſſe zum Schiffsingenieur aun n.. 350 
c „I. Maſchiniſtenklaſſe au ie 
Il . z A e 
ir = „ e RE or 
De V: . „„ „ N D 


vom 1. Oftober 1920 ab fejt. 


Ich beſtimme im Einvernehmen mit dem Herrn Finanzminiſter ferner, daß an 
Prüfungsgebühren 
1. für die Reifeprüfung an Baugewerkſchule n 80. 
2. für die Prüfung zur Aufnahme in die unterſte Klaſſe der höheren Maſchinenbau⸗ 
ſchulen und der höheren Schiff- und Maſchinenbauſchulen und für die Prüfung 
zur Aufnahme in höhere Klaſſen der höheren Maſchinenbauſchulen, Schiffsbau⸗ 
ſchulen und Schiffsmaſchinenbauſchulen, Maſchinenbauſchulen, Hüttenſchulen, der 
Inſtallationsſchulen und der Baugewerkſchulen . $ VE PRA FO OE 
für die Reifeprüfung an den vorgenannten Anſtalten ſowie an den Metallfach- 
ſchulen in Iſerlohn, Reinſcheid und Siegen 30 M, 
. für die Reifeprüfung an der Fachſchule für die Kleineiſen⸗ und Stahlwareninduſtrie 
in Schmäalden e LO 
„für die Reifeprüfung an den vorſtehend zu 1 und 2 genannten Anſtalten bei Perſonen, 
welche die Schule nicht oder nicht zu Ende beſucht haben (Extraneer) . 200 Á 
vom 1. Oktober d. J. ab zu entrichten ſind. Gleichzeitig wird bei ſämtlichen vorerwähnten 
Schulgattungen Schulgelderlaß bis zu 10 v. H. der Iſteinnahme zugelaſſen. 
Reichsausländer haben unbeſchadet des Erlaſſes vom 19. Januar 1904 (IIIb 284) 
das Fünffache des regelmäßigen Schulgeldſatzes, berechnet nach der Friedensparität der 
Währung des betreffenden Landes unter Zugrundelegung des Tageskurſes des Tages der 
Fälligkeit zu bezahlen, ſoweit die deutſche Währung gegenüber der Währung des betreffenden 
ausländiſchen Staates ungünſtiger ſteht. Für die Berechnung der Friedensparität find die Sätze 
des § 3 der Bekanntmachung vom 21. November 1912 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 537) maßgebend. 
Der Erlaß vom 31. März d. J. (HM Bl. S. 102) tritt mit dem Ende September 
d. J. außer Kraft. Alle ſonſtigen Beſtimmungen über die Erhebung des Schulgeldes, 
insbeſondere die Erlaſſe vom 23. Februar 1916 (HM Bl. S. 57) und vom 22. Januar 1919 
(OMBI. S. 30) bleiben unberührt. 


= W 


et 


Im Auftrage. 
IV 9519. v. Seefeld. 


An die Herren Direktoren der beteiligten gewerblichen Fachſchulen. 


Abdruck überſende ich Ihnen zur Kenntnisnahme. 

Im Sinne des Vorſtehenden iſt eine Regelung auch bei den nicht ſtaatlichen, aber 
ſtaatlich unterſtützten Metallfachſchulen, Textilfachſchulen, ſowie Handwerker⸗ und Kunſt⸗ 
gewerbeſchulen und ähnlichen Fachſchulen mit Wirkung vom 1. Oktober d. J. herbeizuführen. 
Zuſatz bei den Herren Regierungspräſidenten mit Seefahrtſchulen: 

Wegen der Seefahrtſchulen bleibt beſondere Verfügung vorbehalten. 

Im Auftrage. 
v. Seefeld. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


275 
VI. Nichtamtliches. 
Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 

Die amtliche Ausgabe der Jahresberichte der Preußiſchen Regierungs— 
und Gewerberäte und Berg behörden für 1919 ift fertiggeſtellt. Die Jahresberichte 
bringen diesmal in erſter Linie eine Darſtellung der Tätigkeit der Gewerbeaufſichtsbeamten bei 
der wirtſchaftlichen Demobilmachung, insbeſondere bei der Durchführung der Beſtimmungen 
über die Einſtellung, Entlaſſung und Entlohnung gewerblicher Arbeiter, über den Acht⸗ 
ſtundenarbeitstag, über Tarifverträge, Arbeiterausſchüſſe und über Fachausſchüſſe für das 
Bäckerei⸗ und Konditoreigewerbe. Ferner werden eingeheuder behandelt die Wieder⸗ 
herſtellung des Zuſtandes der Arbeitsräume, Betriebsvorrichtungen, Maſchinen und Gerät- 
ſchaften, der vor dem Kriege beſtand, aber während deſſen Dauer vernachläſſigt worden 
war, die Schaffung ausreichender Arbeiterwohnungen und die Unterbringung der Kriegs⸗ 
beſchädigten. 

Ein buchhändleriſcher Vertrieb des Werkes findet nicht ſtatt. Beſtellungen auf das 
Werk find an das Miniſterium für Handel und Gewerbe hier W 9, Leipziger Straße 2, 
zu richten. Der Preis des 76 Druckbogen umfaſſenden Werkes beträgt für den broſchierten 
Abdruck 72 M 60 9 und für den gebundenen Abdruck 79 M 50 %. Seine Lieferung 
erfolgt gegen Nachnahme des Preiſes und der Portokoſten. Bei der Beſtellung iſt an⸗ 
zugeben, ob broſchierte oder gebundene Abdrucke des Werkes gewünſcht werden. 


ø 
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